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Einleitung

Ausgangssituation und Problemstellung

Die wirtschaftliche Verwertung von technischen Schutzrechten ist ein ver-
gleichsweise junges Betätigungsfeld der deutschen Hochschulen. Durch
die Abschaffung des Hochschullehrerprivilegs im Jahr 20021 wurden die
Hochschulen ermächtigt, Erfindungen ihrer Beschäftigten2 in Anspruch
zu nehmen, diese gebrauchsmuster- oder patentrechtlich zu schützen und
sie anschließend zu verwerten.3 Diese gesetzgeberische Entscheidung
schloss sich der bereits im Jahr 1998 erfolgten Verankerung der Förderung
des Wissens- und Technologietransfers als Hochschulaufgabe in § 2 Abs. 7
des Hochschulrahmengesetzes (HRG)4 an,5 die u.a. zur Stärkung der deut-
schen Volkswirtschaft beitragen sollte.6 Auch auf der Ebene der Europä-
ischen Union ist die Aufgabe des Wissens- und Technologietransfers von
Relevanz. Denn die Union hat nach Art. 179 Abs. 1 des Vertrages über die
Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV)7 zum Ziel, ihre wissen-
schaftlichen und technologischen Grundlagen dadurch zu stärken, dass ein
europäischer Raum der Forschung geschaffen wird, in dem […] wissen-
schaftliche Erkenntnisse und Technologien frei ausgetauscht werden, die
Entwicklung ihrer Wettbewerbsfähigkeit einschließlich der ihrer Industrie
zu fördern sowie alle Forschungsmaßnahmen zu unterstützen, die auf-
grund anderer Kapitel der Verträge für erforderlich gehalten werden. Die
Kommission führt sich auf jene primärrechtliche Grundlage stützend im
zweiten Erwägungsgrund ihrer Empfehlung zum Umgang mit geistigem
Eigentum bei Wissenstransfertätigkeiten und für einen Praxiskodex für

Kapitel A

I.

1 Vgl. Osterrieth, 2010, Rn. 630.
2 In dieser Arbeit wird aus Gründen der besseren Lesbarkeit ausschließlich die

männliche Form verwendet. Sie bezieht sich auf Personen beiderlei Geschlechts.
3 Vgl. Winzer, 2011, Rn. 959.
4 I. d. F. d. Bek. v. 19.1.1999 (BGBl. I S. 18), z. g. d. Art. 6 Abs. 2 G zur Neuregelung

des Mutterschutzrechts v. 23.5.2017 (BGBl. I S. 1228).
5 Vgl. Hülsbeck, 2011, S. 95; Rauter, 2013, S. 14; Bagdassarow, 2012, S. 28; Madeja,

2009, S. 1144.
6 Vgl. Weyand/Haase, 2007, S. 28, m.w.N.
7 I. d. F. d. Bek. v. 9.5.2008 (ABl. Nr. C 115 S. 47), z. g. d. Art. 2 ÄndBeschl.

2012/419/EU v. 11.7.2012 (ABl. Nr. L 204 S. 131).

19



Hochschulen und andere öffentliche Forschungseinrichtungen (Wissens-
transfer-Empfehlung)8 dazu aus:

„Es sollten Anstrengungen unternommen werden, Wissen besser in so-
zioökonomischen Nutzen umzuwandeln. Dazu ist es notwendig, dass öf-
fentliche Forschungseinrichtungen die Ergebnisse öffentlich finanzierter
Forschungsarbeiten verbreiten und wirksamer verwerten, im Hinblick da-
rauf, sie in neue Produkte und Dienstleistungen umzusetzen. Dies kann
unter anderem realisiert werden mittels Zusammenarbeit zwischen Wis-
senschaft und Industrie – Verbundforschung oder Auftragsforschung, die
gemeinsam mit dem Privatsektor durchgeführt oder finanziert wird –, Li-
zenzvergabe sowie Ausgründungen.“

Die öffentlichen Hochschulen haben bei der Bewältigung jener Aufgabe
jedoch das immer „sichtbarer“ werdende EU-Beihilferecht zu beachten,
welches in Art. 107 Abs. 1 AEUV staatliche oder aus staatlichen Mitteln ge-
währte Beihilfen gleich welcher Art verbietet, die durch die Begünstigung
bestimmter Unternehmen oder Produktionszweige den Wettbewerb verfäl-
schen oder zu verfälschen drohen und den Handel zwischen den Mitglied-
staaten beeinträchtigen, soweit die Verträge nicht etwas anderes bestim-
men. Das Beihilfeverbot betrifft den Forschungsbereich nicht nur, weil
Hochschulen bei der Ausübung von wirtschaftlicher Tätigkeit als Unter-
nehmen zu betrachten und daher zur Durchführung der Trennungs- und
Vollkostenrechnung verpflichtet sind,9 sondern auch, weil Hochschulen
bei der Verwertung von Schutzrechten gegenüber den kaufenden oder li-
zenznehmenden Unternehmen als „Staat“ auftreten und somit ggf. zum
potentiellen Beihilfegeber werden können,10 wenn sie sich dabei nicht wie
marktwirtschaftlich agierende Wirtschaftsbeteiligte verhalten.11

Mit der Mitteilung zum Unionsrahmen für staatliche Beihilfen zur För-
derung von Forschung, Entwicklung und Innovation vom 27.6.2014 (Uni-
onsrahmen-FuEuI)12 hat die Kommission ihre Rechtsauffassung zum bei-
hilferechtskonformen Umgang mit Rechten am geistigen Eigentum inner-
halb von Forschungsaufträgen und Kooperationsvorhaben zwischen Unter-

8 V. 10.4.2008 (K(2008)1329).
9 Ausführlich: Huber/Prikoszovits, 2008.

10 Vgl. Haase/Gergen, 2016/1, S. 23 ff.; Haase/Gergen, 2016/2, S. 141 ff.; Haase/
Erdmann/Gergen, 2016, S. 145 ff.

11 Vgl. EuGH, Urt. v. 21.3.1991, Rs. C-305/89; Cremer in: Calliess/Ruffert, 2016,
Rn. 11 zu Art. 107 AEUV, m.w.N.; Kühling in: Streinz, 2012, Rn. 33 zu Art. 107
AEUV; Schuhmacher, 2012, S. 180, m.w.N.; Giesberts/Streit, 2009, S. 485; Reimer,
2011, S. 265, m.w.N.

12 V. 27.6.2014 (ABL, 2014/C 198/1).
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nehmen und Hochschulen dargelegt. In den Ziffern 25 und 26 Unionsrah-
men-FuEuI hat diese sich zwar zu der Frage positioniert, unter welchen
Voraussetzungen an Hochschulen zu zahlende Entgelte für die Erbringung
von Forschungsaufträgen/-dienstleistungen nach ihrer Auffassung beihilfe-
frei seien; der Transfer von geistigen Eigentumsrechten an das beauftragen-
de Unternehmen findet jedoch kaum Erwähnung. Dagegen erhielten Un-
ternehmen bei Kooperationsvorhaben nach Ziffer 28 Buchst. d) Unions-
rahmen-FuEuI keine mittelbaren staatlichen Beihilfen, wenn die Hoch-
schule für ihre Rechte des geistigen Eigentums, die den beteiligten Unter-
nehmen zugewiesen werden, ein marktübliches Entgelt vereinbart. Nach
Ziffer 29 Unionsrahmen-FuEuI entspreche das gezahlte Entgelt dem
Marktpreis, wenn es die Hochschule in die Lage versetzt, den vollen wirt-
schaftlichen Nutzen aus diesen Rechten zu ziehen, und wenn eine der vier
folgenden Voraussetzungen erfüllt sei:
a) Die Höhe des Entgelts wurde im Wege eines offenen, transparenten

und diskriminierungsfreien wettbewerbsbasierten Verkaufsverfahrens
festgesetzt.

b) Ein Gutachten eines unabhängigen Sachverständigen bestätigt, dass die
Höhe des Entgelts mindestens dem Marktpreis entspricht.

c) Die Hochschule als Verkäufer kann nachweisen, dass sie das Entgelt tat-
sächlich nach dem Arm’s-length-Prinzip ausgehandelt hat, um zum
Zeitpunkt des Vertragsschlusses unter Berücksichtigung ihrer satzungs-
mäßigen Ziele den maximalen wirtschaftlichen Nutzen zu erzielen.

d) In Fällen, in denen die Kooperationsvereinbarung dem an der Koopera-
tion beteiligten Unternehmen in Bezug auf die Rechte des geistigen Ei-
gentums, die von den an der Kooperation teilnehmenden Hochschulen
begründet werden, ein Vorkaufsrecht einräumt, üben die betreffenden
Einrichtungen ein beidseitiges Recht aus, wirtschaftlich günstigere An-
gebote von Dritten einzuholen, sodass das an der Kooperation beteilig-
te Unternehmen sein Angebot entsprechend anpassen muss.

Die deutschen Hochschulen stehen insoweit vor der Herausforderung, die
Aufgabe der Förderung des Technologietransfers in Gestalt der Verwertung
von technischen Schutzrechten, die zu einer Stärkung der deutschen bzw.
europäischen Wirtschaft beitragen soll, mit dem Verbotstatbestand des
Art. 107 Abs. 1 AEUV in Einklang zu bringen, der wiederum staatliche Un-
ternehmensbegünstigungen untersagt. Deshalb stellt sich für die Hoch-
schulpraxis regelmäßig die Frage, in welcher konkreten Höhe Vergütungen
zu vereinbaren sind, um dem jeweils kaufenden oder lizenznehmenden
Unternehmen keine verbotene Beihilfe zu gewähren und inwieweit die
Vorgaben der Kommission im Unionsrahmen-FuEuI verbindlich, realisier-
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bar und primärrechtskonform sind. Die besondere „Schärfe“ wird jener
Problematik verliehen, weil die Rechtsfolge einer gegen das Durchfüh-
rungsverbot des Art. 108 Abs. 3 Satz 3 AEUV verstoßenden (mittelbaren)
Beihilfegewährung in der Nichtigkeit des jeweiligen Vertrages liegt.13 Aus
der damit regelmäßig einhergehenden Rückabwicklung der Verträge folgt,
dass die für den Ausbau und die Sicherung eines Wettbewerbsvorteils eines
Unternehmens überaus interessanten Schutzrechte im Falle beihilfegewäh-
render (nichtiger) Verwertungsverträge bei der jeweiligen Hochschule ver-
bleiben.14 Schließlich trägt die zunehmende Bedeutung der Rechtsdurch-
setzung durch Wettbewerber im Beihilferecht15 ihren Teil zur besonderen
Aktualität der hier besprochenen Thematik bei. So war bereits ein zwi-
schen der Technischen Universität Delft und der aus ihr ausgegründeten
Delftship BV geschlossener Software-Lizenzvertrag Gegenstand einer lang-
jährigen beihilferechtlichen Streitigkeit, weil ein Wettbewerber des Star-
tups (SARC BV) in jener Vereinbarung eine verbotene Unternehmensbe-
günstigung vermutete.16

Dem von der Kommission vorgelegten Unionsrahmen-FuEuI sowie der
lediglich softwarebezogenen Judikatur des EuG im Fall SARC/Kommissi-
on lassen sich jedoch nur selten eindeutige Antworten zu der im Rahmen
dieser Dissertation zu behandelnden Rechtsfrage entnehmen, inwieweit
der Technologietransfer der deutschen Hochschulen in Gestalt der Verwer-
tung von technischen Schutzrechten mit dem Beihilfeverbotstatbestand
des Art. 107 Abs. 1 AEUV in Einklang zu bringen ist.17 Auch die Recht-
sprechung des EuGH zur Verhaltensweise eines marktwirtschaftlich agie-
renden Wirtschaftsbeteiligten liefert keine konkreten Antworten auf die
Frage, in welcher konkreten Höhe öffentliche Hochschulen für die Über-
tragung oder Lizenzierung von geistigen Eigentumsrechten Transferentgel-
te zu vereinbaren haben, um die jeweiligen Unternehmen nicht mit der
Folge der Nichtigkeit der Verträge – im beihilferechtlichen Sinne – zu be-
günstigen.

13 Vgl. ausführlich: Rödel, 2014/1, m.w.N.; Rödel, 2014/2, m.w.N.; Haase/Gergen,
2016/2, m.w.N.

14 Vgl. Rödel, 2014/1, S. 32.
15 Vgl. Schuhmacher, 2012, m.w.N.
16 Vgl. EuG, Urt. v. 12.6.2014, Rs. T-488/11.
17 Vgl. Schwendinger, 2013, S. 451; Hoenig, 2016, S. 26, 63, 64.
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Obwohl die Thematik insbesondere im Hochschulbereich von besonders
großem Interesse ist, existieren in der wissenschaftlichen Diskussion nahe-
zu keine diesbezüglichen umfangreichen Veröffentlichungen.18 Einschlägi-
ge rechtswissenschaftliche Untersuchungen, die sich speziell der Thematik
des Technologietransfers an Hochschulen widmen, sind ohnehin nur sel-
ten zu identifizieren.19 So behandelte Lux in ihrer Arbeit zu „Rechtsfragen
der Kooperation zwischen Hochschulen und Wirtschaft. Ein Rechtsver-
gleich, Deutschland – USA“ aus 2002 zwar ausdrücklich die Verwertung
von Hochschulerfindungen,20 ließ eine Bezugnahme zum EU-Beihilferecht
jedoch aus. Auch Bagdassarov thematisierte in ihrer 2012 erschienenen Dis-
sertation u.a. die rechtlichen Rahmenbedingungen des Wissens- und Tech-
nologietransfers an Hochschulen21 und berücksichtigte dabei nicht die
Vorgaben des Beihilferechts. Ein ähnliches Bild ergibt sich bei der Betrach-
tung jener Literatur, die sich primär mit dem europäischen Beihilferecht
auseinandersetzt und dabei möglicherweise Bezugspunkte zum Technolo-
gietransfer der Hochschulen aufweisen könnte. So beschränkt sich die Dis-
sertation von Durinke aus 2009, die den damals geltenden Gemeinschafts-
rahmen für Forschung, Entwicklung und Innovation der Kommission aus
dem Jahr 200622 (FuEuI-Gemeinschaftsrahmen 2006) analysierte, bezüg-
lich des Umgangs mit Rechten am geistigen Eigentum lediglich auf die
Wiedergabe des einschlägigen Mitteilungstextes.23 Dasselbe gilt für Rydels-
kis „The EC State Aid Regime: Distortive Effects of State Aid on Competiti-
on and Trade” aus 200624 sowie den Tagungsbericht von Funk/Gärditz/
König aus 2016,25 der sich mit der übergeordneten Frage befasste, ob sich
das Wissenschaftsrecht „auf dem Weg zu einem europäischen Wissen-
schaftsrecht“ befindet.

Die Aufsätze von Huber/Prikoszovits aus 2008 „Universitäre Drittmittel-
forschung und EG-Beihilfenrecht“, Schwendinger aus 2013 „Beihilfenrechts-
konformer Umgang mit geistigem Eigentum in der Auftragsforschung“ so-
wie die Dissertation von Rödel aus 2014 „Beihilfegewährende Forschungs-

II.

18 So auch: Hoenig, 2016, S. 64, m.w.N.
19 So auch: Bagdassarov, 2012, S. 15.
20 Vgl. Lux, 2002, S. 140 ff.
21 Vgl. Bagdassarov, 2012, S. 73.
22 V. 30.12.2006 (Abl. C 323/1).
23 Vgl. Durinke, 2009, S. 212 ff.
24 Vgl. Rydelski, 2006, S. 278 ff.
25 Vgl. Holtmann in: Funk/Gärditz/König, 2016, S. 85, 86.
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